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Regierungsvorlage                                                           zu Zl. 01-VD-LG-1848/21-2018 
Oktober 2018 

Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Objektivierungsgesetz, das Kärntner Dienstrechtsgesetz 1994 
(33. K-DRG-Novelle) und das Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetz 1994  

(26. K-LVBG-Novelle) geändert werden 

Textgegenüberstellung 
 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Gesetz vom 9. Juli 1992 über die Objektivierung des Auswahlverfahrens bei 
der Aufnahme in den Landesdienst und bei der Betrauung mit Leitungsfunktionen 
(Kärntner Objektivierungsgesetz - K-OG) 

StF:  LGBl Nr 98/1992 

Das Kärntner Objektivierungsgesetz – K-OG, LGBl. Nr. 98/1992, zuletzt in 
der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. …/2018, wird wie folgt geändert: 

Änderung 
LGBl Nr 92/1997 (VfGH)  
LGBl Nr 50/2000  
LGBl Nr 57/2002  
LGBl Nr 71/2005  
LGBl Nr 37/2009  
LGBl Nr 14/2010  
LGBl Nr 74/2010 
LGBl Nr  9/2017 
LGBl Nr 43/2017 
 

 

 
Artikel I 

Änderung des Kärntner Objektivierungsgesetzes 
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§ 2 

Ausnahmen vom Geltungsbereich 
 

Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten nicht 

 a) für die Aufnahme in den Landesdienst, wenn dienstrechtliche 
Bestimmungen gesonderte Aufnahmeverfahren enthalten, 

 b) für Landeslehrer und für die Betrauung mit Leitungsfunktionen an 
öffentlichen Pflichtschulen. 

 
 
 
 
 
 
 
 

1. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt: 

§ 2a 
Sprachliche Gleichbehandlung 

Soweit in diesem Gesetz Bezeichnungen in ausschließlich weiblicher oder 
männlicher Form verwendet werden, sind beide Geschlechter gemeint. 
 

 

§ 4 
Ausschreibung 

(1) Vor jeder Begründung eines Dienstverhältnisses zum Land Kärnten ist 
von der Landesregierung eine Ausschreibung durchzuführen, soweit sich aus § 2 
sowie Abs 3 bis 6 nicht anderes ergibt. Die Ausschreibung darf auch in Form einer 
Sammelausschreibung erfolgen. 

(2) Die Ausschreibung hat jedenfalls in der "Kärntner Landeszeitung" zu 
erfolgen. Nach Möglichkeit ist dafür zu sorgen, daß in die in Kärnten 
erscheinenden regionalen Tageszeitungen ein Hinweis auf die Ausschreibung in 
der "Kärntner Landeszeitung" aufgenommen wird. 

(3) Die Ausschreibung darf aus wichtigen dienstlichen Gründen, wie 
insbesondere bei dringendem Personalbedarf, unterbleiben, wenn das 
Dienstverhältnis mit einer Person begründet werden soll, 

 a) die sich bereits auf Grund einer vorausgegangenen Ausschreibung dem 
vorgesehenen Objektivierungsverfahren (§ 6) unterzogen hat, und wenn 

 b) dieses Objektivierungsverfahren oder das Ende eines auf Grund dieses 
Objektivierungsverfahrens begründeten Dienstverhältnisses nicht länger 
als zwei Jahre zurückliegt, und wenn 

 c) die zu besetzende Planstelle der Planstelle vergleichbar ist, für die die 
damalige Bewerbung erfolgt ist, und wenn 
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 d) sich das Ergebnis des Objektivierungsverfahrens für diese Person nicht 
wesentlich vom Ergebnis des auf Grund dieses Objektivierungsverfahrens 
tatsächlich eingestellten Mitbewerbers unterscheidet. 

(4) Herrscht ein dringender Bedarf nach Bediensteten mit besonderen 
Qualifikationen, und ist für die Aufrechterhaltung eines geordneten 
Dienstbetriebes die ehestmögliche Begründung eines Dienstverhältnisses 
erforderlich, so darf eine weitere Ausschreibung unterbleiben, wenn eine bereits 
erfolgte Ausschreibung zu keiner Aufnahmeempfehlung geführt hat. 

(5) Die Ausschreibung darf weiters unterbleiben, wenn 

 a) ein projektbezogenes, zeitlich befristetes Dienstverhältnis begründet 
werden soll oder 

 b) ein unvorhersehbarer, dringender Personalbedarf nicht nach Abs 3 
gedeckt werden kann, das Dienstverhältnis längstens für die Dauer von 
einem halben Jahr eingegangen wird und während dieser Zeit die 
Ausschreibung der Planstelle und das Objektivierungsverfahren 
durchgeführt werden sollen. 

(6) Die Ausschreibung hat zu unterbleiben bei 

 a) Ferialpraktikanten, 

 b) Mitarbeitern im Sekretariat eines Mitgliedes der Landesregierung, die 
befristet für die Dauer dieser Funktion in den Landesdienst aufgenommen 
werden, 

 c) Mitarbeitern in den Klubs einer im Landtag vertretenen Partei, die 
befristet für die Dauer dieser Funktion in den Landesdienst aufgenommen 
werden, 

 d) einem dem Präsidenten des Landtages beigestellten Kraftwagenlenker, 
der befristet für die Dauer dieser Funktion in den Landesdienst 
aufgenommen wird, 

 e) Mitarbeitern, die befristet in den Landesdienst aufgenommen werden und 
für deren Arbeitsplatz vom Arbeitsmarktservice finanzielle Zuschüsse 
geleistet werden, und 

 f) Arbeitsplätzen, die in besonderem Maß für Behinderte geeignet sind und 
nach Anhörung des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen 
durch Behinderte besetzt werden sollen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. § 4 Abs. 6 lit. c lautet: 

 c) Mitarbeitern in den Klubs und Interessengemeinschaften der im 
Landtag vertretenen Parteien, die befristet für die Dauer dieser 
Funktion in den Landesdienst aufgenommen werden, 

 

3. § 4 Abs. 6 lit e und f werden durch folgende lit. e bis g ersetzt: 

 e) Mitarbeitern, die befristet in den Landesdienst aufgenommen werden 
und für deren Arbeitsplatz vom Arbeitsmarktservice finanzielle 
Zuschüsse geleistet werden, 

 f) Arbeitsplätzen, die im besonderen Maß für Behinderte geeignet sind 
und durch Personen besetzt werden sollen, die im Besitz einer 
rechtskräftigen positiven Entscheidung gemäß § 14 Abs. 1 oder 2 des 
Behinderteneinstellungsgesetzes sind, 

 g) dem Leiter des Landespressedienstes und dem Leiter des Protokolls 
des Amtes der Landesregierung, sofern diese befristet für die Dauer 
der laufenden Gesetzgebungsperiode des Landtages in den 
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Landesdienst aufgenommen werden. 

 
 

2. Teil 
Betrauung mit Leitungsfunktionen 

 

§ 14 
Ausschreibung 

(1) Vor jeder Betrauung mit einer Leitungsfunktion (§ 13) hat die 
Landesregierung diese Funktion jedenfalls in der Kärntner Landeszeitung 
auszuschreiben. Die Ausschreibung hat möglichst drei Monate vor Freiwerden der 
Funktion, jedenfalls aber zwei Monate nach Freiwerden der Funktion zu erfolgen. 

(2) Die Funktion des Landesamtsdirektors (Landesamtsdirektor-
Stellvertreters) ist - beschränkt auf rechtskundige Verwaltungsbeamte - jedenfalls 
auch in der Wiener Zeitung auszuschreiben. 

(3) Die Funktion des Leiters einer Abteilung des Amtes der Landesregierung 
ist beschränkt auf Landesbeamte und Personen, die die Voraussetzungen für die 
Begründung eines öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses zum Land erfüllen, 
auszuschreiben. 

(4) Die Ausschreibung hat jedenfalls zu enthalten: 

 a) den Personenkreis, der sich nach den dienstrechtlichen Vorschriften (§§ 4 
und 4a des Kärntner Dienstrechtsgesetzes 1994; § 6 des Kärntner 
Landesvertragsbedienstetengesetzes 1994), nach besonderen für die 
Leitungsfunktion geltenden gesetzlichen Bestimmungen sowie gemäß 
Abs 2 und 3 um die Leitungsfunktion bewerben kann; 

 b) eine Beschreibung der Leitungsfunktion; 

 c) das Anforderungsprofil (Abs 7); 

 d) die vom Bewerber zum Nachweis der Erfüllung der Voraussetzungen 
nach lit a und c beizubringenden Unterlagen; 

 e) den Hinweis, daß die Beurteilung der Bewerbungsunterlagen einen 
Bestandteil der Begutachtung im Objektivierungsverfahren (§ 15) bildet; 

 f) einen Hinweis auf den Inhalt des Abs 6. 

(5) Die Frist für die Übermittlung einer Bewerbung ist mit mindestens vier 

 
 
 
 
 
 
 
 

4. § 14 Abs. 1 lautet: 

(1) Vor der Betrauung mit einer Leitungsfunktion (§ 13) – ausgenommen im 
Fall der Weiterbestellung gemäß § 16 Abs. 2a – hat die Landesregierung diese 
Funktion jedenfalls in der Kärntner Landeszeitung auszuschreiben. Die 
Ausschreibung hat möglichst sechs Monate vor Freiwerden der Funktion, 
jedenfalls aber zwei Monate nach Freiwerden der Funktion zu erfolgen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5. § 14 Abs. 4 lit. b lautet: 

 b) eine Beschreibung der Leitungsfunktion und einen Hinweis auf den 
Inhalt des § 16 Abs. 2a; 
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Wochen festzusetzen. 

(6) Bewerber, die die Bedingungen der Ausschreibung nach Abs 4 lit a oder 
sonstige in der Ausschreibung als verpflichtend angeführte Voraussetzungen nicht 
erfüllen oder die erforderlichen Unterlagen nicht beibringen, sind in das 
Objektivierungsverfahren (§ 15) nicht einzubeziehen. 

(7) Das Anforderungsprofil (Abs 4 lit c) hat jedenfalls zu enthalten: 

 a) allgemeine Anforderungen an die Verwendung in Leitungsfunktionen in 
der Landesverwaltung in fachlicher und persönlicher Hinsicht, 
insbesondere die Fähigkeit zur Mitarbeiterführung und -motivation, 
Organisationsvermögen, Koordinations- und Kommunikationsfähigkeit, 
Durchsetzungsvermögen, Verantwortungsbewußtsein, Entscheidungs-
freudigkeit sowie sicheres und repräsentatives Auftreten; 

 b) besondere Anforderungen an die Verwendung in der zu besetzenden 
Leitungsfunktion in fachlicher und persönlicher Hinsicht, wie spezielle 
theoretische Kenntnisse, praktische Erfahrungen oder besondere 
Fähigkeiten. 

 

§ 15 
Objektivierungsverfahren 

(1) Die Betrauung mit einer Leitungsfunktion darf nur nach Durchführung 
eines Objektivierungsverfahrens erfolgen. 

(2) Im Objektivierungsverfahren sind durch mindestens zwei von der 
Landesregierung zu bestellende geeignete Gutachter schriftlich zu beurteilen: 

 a) die Bewerbungsunterlagen; 

 b) eine schriftliche Arbeit (Abs 4); 

 c) das Abschneiden des Bewerbers in einem Hearing (Abs 5). 

(3) Die Gutachter haben ihrer Beurteilung das Anforderungsprofil (§ 14 
Abs  7) für die zu besetzende Leitungsfunktion zugrundezulegen. 

(4) Die schriftliche Arbeit und die zu ihrer Beurteilung heranzuziehenden 
Beurteilungskriterien sind - aufgrund des Anforderungsprofiles (§ 14 Abs 7) - so 
festzulegen, daß eine Beurteilung sowohl in fachlicher als auch in persönlicher 
Hinsicht ermöglicht wird. 

(5) Das Hearing ist für jeden Bewerber einzeln durchzuführen. Die Fragen 
sind im Hearing - unter Zugrundelegung des Anforderungsprofiles (§ 14 Abs 7) - 

 
 

6. § 15 Abs. 1 lautet: 

(1) Die Betrauung mit einer Leitungsfunktion (§ 13) – ausgenommen im Fall 
der Weiterbestellung gemäß § 16 Abs. 2a – darf nur nach Durchführung eines 
Objektivierungsverfahrens erfolgen. 
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so zu stellen, daß eine Beurteilung sowohl in fachlicher als auch in persönlicher 
Hinsicht möglich ist und für jeden Bewerber Chancengleichheit, insbesondere im 
Hinblick auf dieselben Fragen und Zusatzfragen sowie auf die Art der 
Fragestellung, gewahrt bleibt. Das für die Angelegenheiten des Dienstrechtes 
zuständige Mitglied der Landesregierung hat die sonstigen Mitglieder der 
Landesregierung einzuladen, am Hearing teilzunehmen oder einen Vertreter aus 
dem Kreis der Landtagsabgeordneten, der einem Landtagsklub zur Dienstleistung 
zugeteilten Personen oder der sonstigen Landesbediensteten zu entsenden. Ein von 
der Zentralpersonalvertretung aus ihrer Mitte entsendeter Landesbediensteter hat 
das Recht, am Hearing als Beobachter teilzunehmen. 

(6) Jeder Gutachter hat eine Reihung der Bewerber vorzunehmen, es sei 
denn, er gelangt zur Auffassung, daß keiner der Bewerber für die 
Leitungsfunktion in Betracht kommt. Die Reihung oder die Aussage, daß kein 
Bewerber für die Leitungsfunktion in Betracht kommt, ist zu begründen. 

(7) Mindestens ein Gutachter muß zur Beurteilung in fachlicher Hinsicht 
geeignet sein. Gutachter dürfen aus Personalberatungsbüros herangezogen 
werden. Bei der Bestellung der Gutachter ist auf ein ausgewogenes Verhältnis der 
Geschlechter Bedacht zu nehmen. 

(8) Die Gutachter sind bei der Erfüllung ihrer Aufgaben an keine Weisungen 
gebunden. Die Gutachter müssen die Landesregierung auf Verlangen über alle 
Gegenstände ihrer Geschäftsführung informieren. Die Landesregierung hat einen 
Gutachter abzuberufen, wenn die geistige oder körperliche Eignung nicht mehr 
gegeben ist oder er seine Pflichten grob verletzt oder vernachlässigt. 
 
 

§ 16 
Betrauung 

(1) Die Betrauung mit der Funktion des Landesamtsdirektors 
(Landesamtsdirektor-Stellvertreters) richtet sich nach den bundesrechtlichen und 
landesrechtlichen Bestimmungen. Die Betrauung mit einer sonstigen 
Leitungsfunktion (§ 13) erfolgt durch die Landesregierung. Die Betrauung hat 
jeweils unbefristet zu erfolgen. 

(2) Sofern die Reihung (§ 15 Abs. 6) der Mehrheit der bestellten Gutachter 
hinsichtlich des an erster Stelle gereihten Bewerbers übereinstimmt, gilt dies als 
Empfehlung für die Betrauung dieses Bewerbers mit der Leitungsfunktion durch 
die Landesregierung. Entscheidet die Landesregierung über die Betrauung eines 

 
 
 
 
 
 

7. § 16 Abs. 1 letzter Satz entfällt. 
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Bewerbers entgegen der Empfehlung gemäß dem ersten Satz, so hat sie derartige 
Entscheidungen einschließlich ihrer Begründung dem Kärntner Landtag unter 
Wahrung des Grundrechts auf Datenschutz unverzüglich zur Kenntnis zu bringen. 

 
 
 

8. Nach § 16 Abs. 2 werden folgende Abs. 2a bis 2c eingefügt: 

(2a) Die erstmalige Betrauung mit einer Leitungsfunktion hat befristet auf 
die Dauer von fünf Jahren zu erfolgen. Eine weitere Betrauung mit der 
Leitungsfunktion im Anschluss daran (Weiterbestellung) hat befristet auf die 
Dauer von fünf Jahren zu erfolgen. Eine weitere Betrauung mit der 
Leitungsfunktion (Weiterbestellung) im Anschluss daran hat unbefristet zu 
erfolgen. 

(2b) Spätestens sechs Monate vor Ablauf der Bestellungsdauer nach Abs. 2a 
erster und zweiter Satz hat die Landesregierung folgenden Organen Gelegenheit 
zu geben, innerhalb von drei Wochen eine schriftliche Stellungnahme zum Erfolg 
der bisherigen Funktionsausübung zu erstatten: 

 a) bei Leitungsfunktionen gemäß § 13 Abs. 1 lit. a: dem 
Landeshauptmann und der Zentralpersonalvertretung; 

 b) bei Leitungsfunktionen gemäß § 13 Abs. 1 lit. b: dem 
Landeshauptmann, dem (den) nach der Referatseinteilung zuständigen 
Mitglied(ern) der Landesregierung, dem Landesamtsdirektor (im Falle 
seiner Verhinderung dem Landesamtsdirektor-Stellvertreter) und der 
Zentralpersonalvertretung; 

 c) bei Leitungsfunktionen gemäß § 13 Abs. 1 lit. c: dem 
Landeshauptmann, dem Landesamtsdirektor (im Falle seiner 
Verhinderung dem Landesamtsdirektor-Stellvertreter) und der Zentral-
personalvertretung; 

 d) bei Leitungsfunktionen gemäß § 13 Abs. 1 lit. f: dem Landesamts-
direktor (im Falle seiner Verhinderung dem Landesamtsdirektor-
Stellvertreter), dem unmittelbaren Dienstvorgesetzten und der 
Zentralpersonalvertretung. 

Dem Inhaber der Funktion ist Gelegenheit zur schriftlichen Äußerung zu den 
erstatteten Stellungnahmen innerhalb von drei Wochen zu geben. 

(2c) Teilt die Landesregierung dem Inhaber der Funktion nicht spätestens 
drei Monate vor Ablauf der Befristung nach Abs. 2a erster und zweiter Satz 
nachweislich schriftlich mit, dass die Absicht besteht, ihn nicht weiter zu 
bestellen, hat eine weitere Betrauung mit der Leitungsfunktion zu erfolgen. 
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(3) Der Bewerber hat keinen Rechtsanspruch auf Betrauung mit der 
ausgeschriebenen Leitungsfunktion. Er hat keine Parteistellung. 
 

(4) Gleichzeitig mit der Betrauung mit einer Leitungsfunktion gemäß § 13 
Abs. 1 lit. a oder b ist der Bewerber in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis 
zum Land aufzunehmen, sofern noch kein solches besteht. Gleichzeitig mit der 
Betrauung mit einer leitenden Funktion gemäß § 13 Abs. 1 lit. c bis f ist der 
Bewerber in ein privatrechtliches Dienstverhältnis zum Land aufzunehmen, sofern 
noch kein Dienstverhältnis zum Land besteht. Der 2. Abschnitt gilt für die Fälle 
des ersten und zweiten Satzes nicht. 

(5) Die Landesregierung hat alle Bewerber, die nach § 14 Abs. 6 in ein 
Objektivierungsverfahren einbezogen worden sind, über die erfolgte Betrauung 
mit einer Leitungsfunktion formlos zu verständigen. 

9. § 16 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

Dies gilt auch für Weiterbestellungen gemäß Abs. 2a. Eine Weiterbestellung 
bedarf der schriftlichen Zustimmung des Inhabers der Leitungsfunktion. 
 
 
 

10. § 16 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Das privatrechtliche Dienstverhältnis ist in diesen Fällen mit der Dauer der 
Betrauung mit der Leitungsfunktion zu befristen.“ 

 

3. Teil 
Beurteilung der Verwendung 

in Leitungsfunktionen 
 

§ 17 
Regelmäßige Überprüfung 

 
 
 

11. Die Überschrift des § 17 lautet: 
 

§ 17 
Überprüfung 

 

(1) Der Erfolg in der Verwendung in einer Leitungsfunktion ist erstmals nach 
Ablauf von zwei Jahren zu überprüfen, und zwar während des dritten, auf die 
Betrauung mit der Leitungsfunktion folgenden Jahres, und in weiterer Folge 
regelmäßig nach Ablauf von jeweils fünf Jahren nach der letzten Überprüfung. In 
diese Fristen ist die Zeit eines Karenzurlaubes oder einer Außerdienststellung 
nicht einzurechnen. 

(2) Vor Ablauf der Fristen nach Abs 1 darf die Landesregierung aufgrund 
besonderer, im einzelnen darzulegender Gründe, die die Annahme rechtfertigen, 
daß eine erfolgreiche Verwendung in der Leitungsfunktion nicht mehr gegeben ist, 
eine Überprüfung durchführen. 

(3) Die Bestimmungen des Kärntner Dienstrechtsgesetzes 1994 über die 
Leistungsfeststellung werden durch die §§ 17 bis 20 nicht berührt. 

12. § 17 Abs. 1 entfällt. 
 
 
 

13. § 17 Abs. 2 lautet: 

(2) Die Landesregierung darf auf Grund besonderer, im Einzelnen 
darzulegender Gründe, die die Annahme rechtfertigen, dass eine erfolgreiche 
Verwendung in der Leitungsfunktion nicht mehr gegeben ist, eine Überprüfung 
durchführen. Folgende Organe dürfen die Durchführung einer Überprüfung nach 
dem ersten Satz anregen, sofern sie besondere, im Einzelnen darzulegende 
Gründe, die die Annahme rechtfertigen, dass eine erfolgreiche Verwendung in der 
Leitungsfunktion nicht mehr gegeben ist, anführen: 

 a) bei Leitungsfunktionen gemäß § 13 Abs. 1 lit. a: der Landeshaupt-
mann und die Zentralpersonalvertretung; 
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 b) bei Leitungsfunktionen gemäß § 13 Abs. 1 lit. b: das (die) nach der 
Referatseinteilung zuständige(n) Mitglied(er) der Landesregierung, 
der Landesamtsdirektor (im Falle seiner Verhinderung der Landes-
amtsdirektor-Stellvertreter) und die Zentralpersonalvertretung; 

 c) bei Leitungsfunktionen gemäß § 13 Abs. 1 lit. c: der Landeshaupt-
mann, der Landesamtsdirektor (im Falle seiner Verhinderung der 
Landesamtsdirektor-Stellvertreter) und die Zentralpersonalvertretung; 

 d) bei Leitungsfunktionen gemäß § 13 Abs. 1 lit. f: der Landes-
amtsdirektor (im Falle seiner Verhinderung der Landesamtsdirektor-
Stellvertreter), der unmittelbare Dienstvorgesetzte und die 
Zentralpersonalvertretung. 

 

§ 20 
Ergebnis der Überprüfung 

(1) Ergibt die Überprüfung anhand der Beurteilungskriterien nach § 19 eine 
erfolgreiche Verwendung in der Leitungsfunktion, hat dies die Landesregierung 
mit Bescheid festzustellen. 
 

(2) Ergibt die Überprüfung anhand der Beurteilungskriterien nach § 19, daß 
eine erfolgreiche Verwendung in der Leitungsfunktion nicht gegeben ist, hat die 
Landesregierung die Abberufung aus der Leitungsfunktion mit Bescheid zu 
verfügen. § 40 des Kärntner Dienstrechtsgesetzes 1994 ist nicht anzuwenden. Die 
Abberufung aus der Funktion des Landesamtsdirektors (Landesamtsdirektor-
Stellvertreters) darf nur mit Zustimmung der Bundesregierung verfügt werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

14. § 20 Abs. 2 zweiter Satz entfällt. 

 

§ 38a 
Verweisungen 

(1) Soweit in diesem Gesetz auf andere Landesgesetze verwiesen wird, sind 
diese in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

(2) Verweisungen in diesem Gesetz auf das Ärztegesetz 1998 sind als 
Verweisungen auf das Ärztegesetz 1998 – ÄrzteG 1998, BGBl. I Nr. 169/1998, 
zuletzt in der Fassung BGBl. I Nr. 26/2017, zu verstehen. 

 
 
 
 
 

15. In § 38a Abs. 2 wird das Zitat „BGBl. I Nr. 26/2017“ durch das Zitat „BGBl. 
I Nr. 59/2018“ ersetzt. 

 
16. § 38a wird folgender Abs. 3 angefügt: 

(3) Verweisungen in diesem Gesetz auf das Behinderteneinstellungsgesetz 
sind als Verweisungen auf das Behinderteneinstellungsgesetz, BGBl. Nr. 
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22/1970, zuletzt in der Fassung BGBl. I Nr. 32/2018, zu verstehen. 

 

Kärntner Dienstrechtsgesetz 1994 - K-DRG 1994 

StF:  LGBl Nr 71/1994  (WV) 
 
Änderung 
LGBl Nr  89/1994 (DFB)  
LGBl Nr 103/1994  
LGBl Nr  14/1995 (DFB)  
LGBl Nr  16/1995  
LGBl Nr  74/1995  
LGBl Nr  14/1996  
LGBl Nr  58/1996  
LGBl Nr 131/1997  
LGBl Nr  71/1998  
LGBl Nr  66/2000  
LGBl Nr  54/2002  
LGBl Nr  57/2002  
LGBl Nr  63/2003  
LGBl Nr  39/2004  
LGBl Nr  45/2004  
LGBl Nr  62/2005  
LGBl Nr  73/2005  
LGBl Nr  34/2007  
LGBl Nr  67/2008  
LGBl Nr  65/2009  
LGBl Nr  87/2010 
LGBl Nr  43/2011 
LGBl Nr  82/2011 
LGBl Nr  73/2012 
LGBl Nr 109/2012 
LGBl Nr   4/2013 
LGBl Nr  55/2013 
LGBl Nr  85/2013 
LGBl Nr   9/2015 
LGBl Nr  30/2015 

 

Artikel II 
Änderung des Kärntner Dienstrechtsgesetzes 1994 

Das Kärntner Dienstrechtsgesetz 1994 – K-DRG 1994, LGBl. Nr. 71/1994, 
zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. …/2018, wird wie folgt geändert: 
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LGBl Nr  26/2017 
LGBl Nr  27/2017 
LGBl Nr  74/2017 
LGBl Nr   3/2018 
 

§ 8 
Ernennung im Dienstverhältnis 

(1) Ernennung auf Planstellen einer höheren Dienstklasse sind mit 
Wirksamkeit vom 1. Jänner oder 1. Juli vorzunehmen. Außerhalb dieser Termine 
sind Ernennungen dieser Art nur zulässig, wenn wichtige dienstliche Gründe dies 
erfordern. 

(2) Die Ernennung auf eine Planstelle einer niedrigeren Verwendungsgruppe 
als jener, der der Beamte bisher angehört hat, bedarf seiner schriftlichen 
Zustimmung. 

(3) Die Ernennung des Beamten, über den eine Maßnahme nach § 114 Abs. 1 
oder 2 verhängt worden ist oder gegen den ein Disziplinarverfahren eingeleitet ist, 
kann unter Offenhalten der Planstelle durch Bescheid vorbehalten werden. Wird 
die Maßnahme ohne Einleitung eines Disziplinarverfahrens aufgehoben oder endet 
das Verfahren durch Einstellung, Freispruch, Schuldspruch ohne Strafe oder durch 
Verhängung der Strafe eines Verweises oder einer Geldbuße, so kann innerhalb 
von sechs Monaten ab rechtskräftigem Abschluß des Verfahrens die vorbehaltene 
Ernennung mit Rückwirkung bis zum Tage des Vorbehaltes vollzogen werden.  

 

 
1. Dem § 8 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

(4) Ernennungen auf Planstellen einer Leitungsfunktion nach § 13 Kärntner 
Objektivierungsgesetz (K-OG), LGBl. Nr. 98/1992, erfolgen befristet oder 
unbefristet nach den Bestimmungen des Kärntner Objektivierungsgesetzes. 
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§ 15 
Versetzung in den Ruhestand durch Erklärung 

(1) Der Beamte kann durch schriftliche Erklärung, aus dem Dienststand 
ausscheiden zu wollen, seine Versetzung in den Ruhestand frühestens mit Ablauf 
des Monats bewirken, in dem er seinen 780. Lebensmonat vollendet. 

(2) Die Versetzung in den Ruhestand wird mit Ablauf des Monats wirksam, 
den der Beamte bestimmt, frühestens jedoch mit Ablauf des Monats, der der 
Abgabe der Erklärung folgt. Hat der Beamte keinen oder einen früheren Zeitpunkt 
bestimmt, so wird die Versetzung in den Ruhestand ebenfalls mit Ablauf des 
Monats wirksam, der der Abgabe der Erklärung folgt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. Nach § 15 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt: 

(2a) Abweichend von Abs. 2 wird bei Beamten, die mit einer 
Leitungsfunktion nach § 13 Kärntner Objektivierungsgesetz (K-OG), LGBl. Nr. 
98/1992, betraut sind, die Versetzung in den Ruhestand frühestens mit Ablauf des 
sechsten Monats, der der Abgabe der Erklärung folgt, oder wenn die Erklärung 
auf einen späteren Zeitpunkt lautet, mit Ablauf des in der Erklärung genannten 
Monats wirksam. 

(3) Während einer Maßnahme nach § 114 Abs. 1, 2 oder 4 kann eine 
Erklärung nach Abs. 1 nicht wirksam werden. In diesem Fall wird die Erklärung 
frühestens mit Ablauf des Monats wirksam, in dem die Maßnahme geendet hat. 

(4) Die Erklärung nach Abs. 1 kann schon ein Jahr vor Vollendung des 780. 

Lebensmonats abgegeben werden. Der Beamte kann sie bis spätestens drei 
Monate vor ihrem Wirksamwerden widerrufen. Ein späterer Widerruf wird nur 
wirksam, wenn die Dienstbehörde ausdrücklich zugestimmt hat. Während einer 
Maßnahme nach § 114 Abs. 1, 2 oder 4 kann der Beamte die Erklärung nach 
Abs. 1 jederzeit widerrufen. 
 
 
 

(5) ... 

3. § 15 Abs. 3 und 4 lauten: 

(3) Während einer Maßnahme nach § 114 Abs. 1, 2 oder 4 kann eine 
Erklärung nach Abs. 1 nicht wirksam werden. In diesem Fall wird die Erklärung – 
unbeschadet des Abs. 2a – frühestens mit Ablauf des Monats wirksam, in dem die 
Maßnahme geendet hat. 

(4) Der Beamte kann die Erklärung nach Abs. 1 bis spätestens drei Monate 
vor ihrem Wirksamwerden widerrufen. Diese Frist erhöht sich auf sechs Monate, 
wenn der Beamte mit einer Leitungsfunktion nach § 13 Kärntner 
Objektivierungsgesetz betraut ist. Ein späterer Widerruf wird nur wirksam, wenn 
die Dienstbehörde ausdrücklich zugestimmt hat. Während einer Maßnahme nach 
§ 114 Abs. 1, 2 oder 4 kann der Beamte die Erklärung nach Abs. 1 jederzeit 
widerrufen.  
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§ 15b 
Korridorpension 

(1) Der Beamte kann durch schriftliche Erklärung, aus dem Dienststand 
ausscheiden zu wollen, seine Versetzung in den Ruhestand frühestens mit Ablauf 
des Monats bewirken, in dem er seinen 738. Lebensmonat vollendet. 

(2) Die Versetzung in den Ruhestand wird mit Ablauf des Monats wirksam, 
den der Beamte bestimmt, frühestens jedoch mit Ablauf des Monats, der der 
Abgabe der Erklärung folgt. Hat der Beamte keinen oder einen früheren Zeitpunkt 
bestimmt, so wird die Versetzung in den Ruhestand ebenfalls mit Ablauf des 
Monats wirksam, der der Abgabe der Erklärung folgt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4. Nach § 15b Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt: 

(2a) Abweichend von Abs. 2 wird bei Beamten, die mit einer 
Leitungsfunktion nach § 13 Kärntner Objektivierungsgesetz (K-OG), LGBl. Nr. 
98/1992, betraut sind, die Versetzung in den Ruhestand frühestens mit Ablauf des 
sechsten Monats, der der Abgabe der Erklärung folgt, oder wenn die Erklärung 
auf einen späteren Zeitpunkt lautet, mit Ablauf des in der Erklärung genannten 
Monats wirksam. 

 
 

(3) Während einer Maßnahme nach § 114 Abs. 1, 2 oder 4 kann eine 
Erklärung nach Abs. 1 nicht wirksam werden. In diesem Fall wird die Erklärung 
frühestens mit Ablauf des Monats wirksam, in dem die Maßnahme geendet hat. 
 

(4) Die Erklärung nach Abs. 1 kann schon ein Jahr vor Vollendung des 738. 
Lebensmonats abgegeben werden. Der Beamte kann sie bis spätestens drei 
Monate vor ihrem Wirksamwerden widerrufen. Ein späterer Widerruf wird nur 
wirksam, wenn die Dienstbehörde ausdrücklich zugestimmt hat. Während einer 
Maßnahme nach § 114 Abs. 1, 2 oder 4 kann der Beamte die Erklärung nach Abs. 
1 jederzeit widerrufen. 
 

(5) Abs. 1 bis 4 gelten sinngemäß für Beamte, die dem Kärntner 
Pensionsgesetz 2010 unterliegen, mit der Maßgabe, dass die Versetzung in den 
Ruhestand frühestens mit Ablauf des Monats bewirkt werden kann, in dem das 
744. Lebensmonat vollendet wird, wenn der Beamte zu diesem Zeitpunkt eine 
ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit von 450 Monaten aufweist. 

3. § 15b Abs. 3 und 4 lauten: 

(3) Während einer Maßnahme nach § 114 Abs. 1, 2 oder 4 kann eine 
Erklärung nach Abs. 1 nicht wirksam werden. In diesem Fall wird die Erklärung – 
unbeschadet des Abs. 2a – frühestens mit Ablauf des Monats wirksam, in dem die 
Maßnahme geendet hat. 

(4)  Der Beamte kann die Erklärung nach Abs. 1 bis spätestens drei Monate 
vor ihrem Wirksamwerden widerrufen. Diese Frist erhöht sich auf sechs Monate, 
wenn der Beamte mit einer Leitungsfunktion nach § 13 Kärntner 
Objektivierungsgesetz betraut ist. Ein späterer Widerruf wird nur wirksam, wenn 
die Dienstbehörde ausdrücklich zugestimmt hat. Während einer Maßnahme nach 
§ 114 Abs. 1, 2 oder 4 kann der Beamte die Erklärung nach Abs. 1 jederzeit 
widerrufen.  
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§ 41 
Ausnahme für Beamte bestimmter Dienstbereiche 

Die §§ 38 Abs. 2 bis 6, 39 Abs. 2 bis 4 und 40 Abs. 4 sind auf Dienstbereiche 
nicht anzuwenden, bei denen es nach der Natur des Dienstes notwendig ist, die 
Beamten nach einiger Zeit zu einer anderen Dienststelle zu versetzen. 

 
 
 
 
 

6. Nach § 41 wird folgender § 41a eingefügt: 

§ 41a 
Leitungsfunktionen 

Endet der Zeitraum einer befristeten Funktionsausübung nach dem 3. 
Abschnitt des Kärntner Objektivierungsgesetzes ohne Weiterbestellung oder wird 
der Beamte nach dem Kärntner Objektivierungsgesetz von seiner 
Leitungsfunktion abberufen und bleibt das Dienstverhältnis zum Land aufrecht, 
ist ihm eine neue Verwendung nach § 40 Abs. 1 und 2 zuzuweisen. § 40 Abs. 4 ist 
nicht anzuwenden. Unterbleibt die Zuweisung einer neuen Verwendung, ist er 
kraft Gesetzes mit einer solchen Verwendung betraut, wie er sie unmittelbar vor 
seiner erstmaligen Betrauung mit der Leitungsfunktion innegehabt hat, wenn er 
vor der Betrauung mit der Leitungsfunktion schon in einem Dienstverhältnis zum 
Land gestanden ist. § 166b gilt sinngemäß, wenn die befristete 
Funktionsausübung nach dem 3. Abschnitt des Kärntner Objektivierungsgesetzes 
ohne Weiterbestellung endet und der Beamte die Gründe dafür, dass er nicht 
weiterbestellt worden ist, nicht zu vertreten hat. 

 

Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetz 1994 - K-LVBG 1994 

StF: LGBl Nr   73/1994 (WV) 
 
Änderung 
LGBl Nr   89/1994 (DFB) 
LGBl Nr   17/1995 
LGBl Nr   75/1995 
LGBl Nr  131/1997 
LGBl Nr   71/1998 
LGBl Nr   66/2000 
LGBl Nr    4/2001 (DFB) 
LGBl Nr   54/2002 
LGBl Nr   57/2002 
LGBl Nr   63/2003 

Artikel III 
Änderung des Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetzes 1994            

Das Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetz 1994 – K-LVBG 1994, 
LGBl. Nr. 73/1994, zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. …/2018, wird 
wie folgt geändert: 
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LGBl Nr   45/2004 
LGBl Nr   62/2005 
LGBl Nr   73/2005 
LGBl Nr   28/2006 
LGBl Nr   34/2007 
LGBl Nr   67/2008 
LGBl Nr   65/2009 
LGBl Nr   87/2010 
LGBl Nr   43/2011 
LGBl Nr   82/2011 
LGBl Nr   73/2012 
LGBl Nr   85/2013 
LGBl Nr    9/2015 
LGBl Nr   30/2015 
LGBl Nr   26/2017 
LGBl Nr  74/2017 
LGBl Nr  3/2018 
 

§ 7 
Dienstvertrag 

(1) Dem Vertragsbediensteten ist eine schriftliche Ausfertigung des 
Dienstvertrages und allfälliger Nachträge zum Dienstvertrag auszufolgen. Die 
Ausfertigung ist von beiden Vertragsteilen zu unterzeichnen. 

(2) Der Dienstvertrag hat jedenfalls folgende Bestimmungen zu enthalten: 

 a) den Zeitpunkt des Beginnes des Dienstverhältnisses; 

 b) den Dienstort oder örtlichen Verwaltungsbereich; 

 c) die Dauer des Dienstverhältnisses (Dienstverhältnis auf Probe, auf 
bestimmte oder unbestimmte Zeit); 

 d) das Ausmaß der Beschäftigung (Vollbeschäftigung, Teilbe-
schäftigung); 

 e) die Beschäftigungsart sowie das der Beschäftigungsart entsprechende 
Entlohnungsschema und die entsprechende Entlohnungsgruppe und 

 f) den Hinweis, daß dieses Gesetz und die zu seiner Durchführung 
erlassenen Verordnungen in ihrer jeweils geltenden Fassung auf das 
Dienstverhältnis Anwendung finden. 

(3) Das Dienstverhältnis gilt nur dann als auf bestimmte Zeit eingegangen, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



REG.SITZG 

Seite 16 von 19 

 

wenn es von vornherein auf die Besorgung einer bestimmten, zeitlich begrenzten 
Arbeit oder auf einen objektiv feststellbaren Endtermin oder auf eine 
kalendermäßig bestimmte Zeit abgestellt ist. Ein Dienstverhältnis auf Probe kann 
nur auf die Höchstdauer eines Monates eingegangen werden 

(3a) Vertragsbedienstete mit einem auf bestimmte Zeit abgeschlossenen 
Dienstverhältnis dürfen gegenüber Vertragsbediensteten mit einem auf 
unbestimmte Zeit abgeschlossenen Dienstverhältnis nicht benachteiligt werden, es 
sei denn, sachliche Gründe rechtfertigen eine unterschiedliche Behandlung.  

(4) Ein Dienstverhältnis, das auf bestimmte Zeit eingegangen worden ist, 
kann auf bestimmte Zeit einmal verlängert werden; die Verlängerung darf zwölf 
Monate nicht überschreiten. 

Wird das Dienstverhältnis darüber hinaus fortgesetzt, so gilt es als vom 
Anfang an auf unbestimmte Zeit begründet. 

(5) Im Fall eines befristeten Dienstverhältnisses, das im Zusammenhang mit 
Tätigkeiten im Rahmen eines Sekretariates eines Mitgliedes der Landesregierung, 
in einem Klub oder einer Interessengemeinschaft von Abgeordneten des Kärntner 
Landtages oder als Kraftwagenlenker des Präsidenten des Landtages eingegangen 
wurde, gilt eine befristete Fortsetzung des Dienstverhältnisses nicht als eine 
Verlängerung des Dienstverhältnisses nach Abs. 4 oder gleichartigen 
Rechtsvorschriften. Für Ansprüche, die sich nach der Dauer des 
Dienstverhältnisses richten, sind die Zeiten früherer befristeter und allfälliger 
unbefristeter Dienstverhältnisse zu einer Gebietskörperschaft zu berücksichtigen. 

 (6) Abs. 4 erster Satz zweiter Halbsatz gilt nicht in den Fällen, in welchen 
die Verlängerung des befristeten Dienstverhältnisses der Vertretung eines 
Bediensteten, der eine Karenz nach elternschutzrechtlichen Bestimmungen, oder 
nach den §§ 73 oder 74 dieses Gesetzes in Anspruch genommen hat, dient.  

(7) Abweichend von Abs. 4 kann das befristete Dienstverhältnis eines Arztes 
in den Landeskrankenanstalten mehrmals verlängert werden, wobei diese 
Verlängerung jedoch insgesamt einen Zeitraum von zehn Jahren nicht übersteigen 
dürfen, wenn im Dienstverhältnis eine Ausbildung erfolgt, und wenn dies zur 
Aufrechterhaltung eines geordneten Dienstbetriebes in den Landeskranken-
anstalten notwendig oder im überwiegenden Interesse des Arztes gelegen ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. § 7 Abs. 5 lautet: 

(5) Im Fall eines befristeten Dienstverhältnisses, das  

 1. im Zusammenhang mit Tätigkeiten im Rahmen eines Sekretariates eines 
Mitgliedes der Landesregierung, als Leiter des Landespressedienstes oder 
als Leiter des Protokolls des Amtes der Landesregierung, 

 2. im Zusammenhang mit Tätigkeiten in einem Klub oder einer 
Interessengemeinschaft von Abgeordneten des Kärntner Landtages oder 
als Kraftwagenlenker des Präsidenten des Landtages,  

 3. zur Ausübung einer Leitungsfunktion nach dem 3. Abschnitt des 
Kärntner Objektivierungsgesetzes  

eingegangen worden ist, gilt eine befristete Fortsetzung des Dienstverhältnisses 
nicht als eine Verlängerung des Dienstverhältnisses nach Abs. 4 oder gleich-
artigen Rechtsvorschriften. Für Ansprüche, die sich nach der Dauer des Dienst-
verhältnisses richten, sind die Zeiten früherer befristeter und allfälliger un-
befristeter Dienstverhältnisse zu einer Gebietskörperschaft zu berücksichtigen. 
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§ 10a 
Aufrechterhaltung bestehender Dienstverhältnisse 

Das Dienstverhältnis zum Land bleibt 

 a) durch die Einberufung (Zuweisung) zum Präsenz- oder Ausbildungs- 
oder Zivildienst (§ 19 und 37 Wehrgesetz 2001, BGBl. I Nr. 146, § 6a 
Zivildienstgesetz, BGBl. Nr. 679/1986), 

 b) während der Zeit eines Dienstverhältnisses zum Bund nach § 15 Abs. 1 
Auslandszulagen- und hilfeleistungsgesetz – AZHG, BGBl. I Nr. 
66/1999,  

unberührt. Während der Zeiten nach lit. a und lit. b ruhen die Dienstleistungs-
pflichten des Vertragsbediensteten und entfallen die Bezüge. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. Nach § 10a wird folgender § 10b eingefügt: 

§ 10b 
Leitungsfunktionen 

Endet der Zeitraum einer befristeten Funktionsausübung nach dem 3. 
Abschnitt des Kärntner Objektivierungsgesetzes ohne Weiterbestellung oder wird 
der Vertragsbedienstete nach dem Kärntner Objektivierungsgesetz von seiner 
Leitungsfunktion abberufen und bleibt das Dienstverhältnis zum Land aufrecht, 
ist ihm spätestens zwei Monate nach der Abberufung eine neue Verwendung, für 
die er die Ausbildungserfordernisse erfüllt, zuzuweisen. Unterbleibt die 
Zuweisung einer neuen Verwendung, ist er kraft Gesetzes mit einer solchen 
Verwendung betraut, wie er sie unmittelbar vor seiner erstmaligen Betrauung mit 
der Leitungsfunktion innegehabt hat, wenn er vor der Betrauung mit der 
Leitungsfunktion schon in einem Dienstverhältnis zum Land gestanden ist. § 
166b des Kärntner Dienstrechtsgesetzes gilt sinngemäß, wenn die befristete 
Funktionsausübung nach dem 3. Abschnitt des Kärntner Objektivierungsgesetzes 
ohne Weiterbestellung endet und der Vertragsbedienstete die Gründe dafür, dass 
er nicht weiterbestellt worden ist, nicht zu vertreten hat. 

§ 76 
Gründe für das Enden des Dienstverhältnisses 

(1) Das Dienstverhältnis des Vertragsbediensteten endet unbeschadet der 
Bestimmungen des § 58 Abs. 9 

 a) durch Tod, 

 b) durch einverständliche Lösung, 

 c) durch Übernahme des Vertragsbediensteten in ein öffentlich-
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rechtliches Dienstverhältnis zum Land, 

 d) durch Übernahme des Vertragsbediensteten in ein anderes Dienstver-
hältnis zum Land, aus dem dem Vertragsbediensteten eine 
Anwartschaft auf einen Ruheversorgungsgenuß erwächst, 

 e) durch vorzeitige Auflösung, 

 f) bei Zuerkennung einer Invaliditätspension, Berufsunfähigkeitspension 
oder vorzeitigen Alterspension wegen geminderter Erwerbsfähigkeit 
mit Ablauf des Monates, in dem die Entscheidung über die 
Zuerkennung der Pension vorgelegt wird 

 g) mit Ablauf des Monats, in dem der Vertragsbedienstete das 65. 
Lebensjahr vollendet, wenn er einen Anspruch auf eine Pension aus 
der gesetzlichen Pensionsversicherung hat.  

Ein auf bestimmte Zeit eingegangenes Dienstverhältnis endet auch mit dem 
Ablauf der Zeit, für die es eingegangen wurde, oder mit dem Abschluß der Arbeit, 
auf die es abgestellt war, ein auf unbestimmte Zeit eingegangenes Dienstverhältnis 
endet ferner durch Kündigung mit Ablauf der Kündigungsfrist. 

(2) Ein Dienstverhältnis auf Probe kann von jedem Vertragsteil jederzeit 
gelöst werden. 

(3) Eine entgegen den Vorschriften des § 77 ausgesprochene Kündigung ist 
rechtsunwirksam. 

Eine entgegen den Vorschriften des § 81 ausgesprochene Entlassung gilt als 

Kündigung, wenn der angeführte Auflösungsgrund einen Kündigungsgrund 
im Sinne des § 77 Abs. 2 darstellt; liegt auch kein Kündigungsgrund vor, so ist die 
ausgesprochene Entlassung rechtsunwirksam. 

(4) In den Fällen des Abs. 3 ist § 52 Abs. 3 zweiter und dritter Satz 
sinngemäß anzuwenden. 

(5) Ein Vertragsbediensteter hat dem Land im Fall des Endens des 
Dienstverhältnisses durch einverständliche Lösung (Abs. 1 lit. b), durch vorzeitige 
Auflösung (§ 81) oder durch Kündigung (§ 77) die Ausbildungskosten zu 
ersetzen, wenn die Ausbildungskosten am Tag der Beendigung dieser Ausbildung 
3.500 Euro übersteigen. Der Ersatz der Ausbildungskosten verringert sich nach 
Ablauf eines Jahres nach Beendigung der Ausbildung und nach Ablauf jedes 
weiteren Jahres jeweils um ein Fünftel Der Ersatz der Ausbildungskosten entfällt, 
wenn  

 1. das Dienstverhältnis nach Ablauf von fünf Jahren nach Beendigung der 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3. In § 76 Abs. 1 lit. g wird der Punkt durch einen Beistrich ersetzt. Nach § 76 
Abs. 1 lit. g wird folgende lit h angefügt: 

 h) wenn der Vertragsbedienstete, dessen Dienstverhältnis nicht bereits 
auf unbestimmte  Zeit eingegangen wurde, von einer befristeten 
Leitungsfunktion nach dem 3. Abschnitt des Kärntner 
Objektivierungsgesetzes vorzeitig abberufen wird. 
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Ausbildung geendet hat, 

 2. das Dienstverhältnis vom Dienstgeber aus den in § 77 Abs. 2 lit. b, e und 
g angeführten Gründen gekündigt worden ist oder 

 3. das Dienstverhältnis vom Vertragsbediensteten durch begründeten 
vorzeitigen Austritt (§ 81) oder berechtigten Austritt nach § 33 des 
Kärntner Mutterschutz- und Eltern-Karenzgesetzes, LGBl. Nr. 63/2002, 
oder § 15r Mutterschutzgesetz 1979, BGBl. Nr. 221, aufgelöst worden ist, 

(6) Bei der Ermittlung der Ausbildungskosten sind 

 1. die Kosten einer Grundausbildung, 

 2. die Kosten, die dem Land aus Anlaß der Vertretung des Vertrags-
bediensteten während der Ausbildung erwachsen sind, und 

 3. die dem Vertragsbediensteten während der Ausbildung zugeflossenen 
Bezüge, mit Ausnahme der durch die Teilnahme an der Ausbildung 
verursachten Reisegebühren, nicht zu berücksichtigen.  

(7) Sämtliche Ansprüche aus dem Titel der Beendigung des privatrechtlichen 
Dienstverhältnisses müssen bei sonstigem Ausschluß binnen sechs Monaten nach 
Ablauf des Tages, an dem sie erhoben werden konnten, geltend gemacht werden.  

(8) Abweichend von Abs. 1 lit. g kann mit dem Vertragsbediensteten 
spätestens sechs Monate vor dem in Abs. 1 lit. g genannten Zeitpunkt eine 
Fortsetzung des Dienstverhältnisses aus wichtigem dienstlichen Interesse auf eine 
bestimmte zwölf Monate nicht übersteigende Zeit vereinbart werden. Wiederholte 
Verlängerungen von jeweils maximal zwölf Monaten aus wichtigem dienstlichen 
Interesse sind bis längstens zur Vollendung des 70. Lebensjahres des 
Vertragsbediensteten möglich. § 7 Abs. 4 kommt nicht zur Anwendung.  
 


